
Aktenzeichen 

5 K 159/08.DA.A (3) 

Verwaltungsgericht Darmstadt 

Im Namen des Volkes 

URTEIL 

In dem Verwaltungsstreitverfahren des 

- Kläger -

gegen die 

Bundesrepublik Deutschland 
endvertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(Az.: 5293915-439) 
Frankfurt-Flughafen, Gebäude 587 
60549 Frankfurt am Main 

- Beklagte -

wegen Asyl 

hat das Verwaltungsgericht Darmstadt - 5. Kammer - durch 

Richter am VG Dr. Rumpf als Einzelrichter 

aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 19.03.2010 für Recht erkannt: 

1. Die Klage wird abgewiesen. 
2. Die Kosten des Verfahrens hat der Kläger zu t ragen. Gerichtskosten 

werden nicht erhoben. 
3. Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der 

Kläger darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe der 
festzusetzenden Kosten abwenden, falls nicht die Beklagte vor der 
Vollstreckung Sicherheit in derselben Höhe leistet. 
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Tatbestand 

Der Kläger ist iranischer Staatsangehöriger. Sein am 27.09.2002 gestellter Asylantrag, der 

mit Belästigungen durch Revolutionswächter wegen seines nach Deutschland geflüchteten 

und dort nach § 51 Abs. 1 AusIG anerkannten Vaters begründet wurde, wurde durch Be­

scheid des Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer Flüchtl inge, jetzt: Bundesamt 

für Migration und Flüchtl inge, - nachstehend kurz: Bundesamt - vom 12.05.2003 abgelehnt. 

Zur Begründung wurde ausgeführt, das vorgetragene Schicksal sei unglaubhaft, es enthalte 

keine konkrete, detailreiche und nachvollziehbare Schi lderung. Die Angaben des Klägers 

seien inhaltsleer und nichts sagend. Zusätzl ich scheitere die Asylanerkennung an der Dritt¬ 

staatenregelung. Die hiergegen erhobene Klage wurde mit Urteil des Verwaltungsgerichts 

Darmstadt vom 08.12.2005 (Aktenzeichen: 5 E 1141/03.A [4]) als offensichtlich unzulässig 

abgewiesen, weil der Klage das Rechtsschutzinteresse fehle. Der Kläger habe unter zwei 

Adressen nicht geladen werden können. Aufforderungen an seinen Bevol lmächtigten, eine 

aktuelle Adresse mitzutei len, seien unbeantwortet gebl ieben. Zur mündlichen Verhandlung 

sei für die Klägerseite niemand erschienen. Es habe daher davon ausgegangen werden 

müssen, dass der Kläger an der Durchführung des Verfahrens kein Interesse mehr habe. 

Zudem sei die Klage auch offensichtlich unbegründet, da der Kläger ausweislich seiner An¬ 

gaben bei der Anhörung aus wirtschaftl ichen Gründen nach Deutschland geflüchtet sei. 

Am 27.12.2007 stellte der Kläger aus der Strafhaft heraus einen weiteren Asylantrag. Zur 

Begründung gab er an, die polit ischen Verhältnisse im Iran hätten sich seit dem Amtsantritt 

von Präsident Ahmadinejad dramatisch verändert. Er - der Kläger - sitze zurzeit in der Jus­

tizvollzugsanstalt wegen diverser Drogendelikte ein. Wegen der Drogendelikte müs¬ 

se er bei einer Rückkehr in den Iran mit einer Doppelbestrafung rechnen. Er habe auch we¬ 

gen seines geflüchteten und anerkannten Vaters bei einer Rückkehr in sein Heimatland mit 

Repressalien zu rechnen. Denn sein Vater habe für den früheren Präsidenten Banisadr ge¬ 

arbeitet und sei verfolgt worden . Er sei zwischen 1981 und 1983 inhaftiert gewesen. 

Mit Bescheid des Bundesamtes vom 04.01.2008 wurde der Antrag auf Durchführung eines 

weiteren Asylverfahrens abgelehnt. Zugleich wurde eine Abänderung bezüglich der getroffe¬ 

nen Feststellung zu § 53 AusIG abgelehnt. Zur Begründung wurde im Wesent l ichen ausge¬ 

führt, die Voraussetzungen des § 51 VwVfG lägen nicht vor. Der Vort rag, er werde wegen 

seines Vaters verfolgt, sei bereits im Erstverfahren erstattet worden und somit verbraucht. 

Das übrige Vorbringen sei unsubstantiiert; der Kläger habe sich im Iran politisch nicht betä¬ 

tigt. Die Verurtei lung wegen eines Drogendeliktes führe im Iran nicht zur Doppelbestrafung. 

Der Erstbescheid sei auch nicht von Amts wegen zu widerrufen oder zurückzunehmen, weif 

Gründe dafür nicht vor lägen. Der Bescheid wurde dem Bevollmächtigten des Klägers durch 

Einschreiben, das am 22.01.2008 zur Post gegeben wurde, zugestellt. 
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Mit Schriftsatz seines Bevollmächtigten vom 04.02.2008, bei Gericht per Telefax am selben 

Tag eingegangen, hat der Kläger Klage gegen den ablehnenden Bescheid erhoben. Zur Be­

gründung bezieht er sich auf das Vorbr ingen im Verwaltungsverfahren. Mit Schriftsatz vom 

02.06. 2009 trägt der Kläger erstmals ergänzend vor, es sei zwischenzeit l ich zu einem Zer¬ 

würfnis zwischen ihm und seinem Vater gekommen. Er habe sich in der Strafhaft tätowieren 

lassen. Im Tattoo seien u. a. eine Teufelsmaske und ein Kreuzritter zu sehen; die Motive 

seien großflächig aufgebracht und nicht zu übersehen. Daraufhin habe der Vater  jegl iche 

Beziehung zum Sohn abgebrochen. Der Kläger habe Kontakt zu christlichen Kreisen und 

habe sich ernsthaft mit dem Gedanken beschäftigt, zum christlichen Glauben zu konvertie¬ 

ren. 

In der mündlichen Verhandlung am 19.06.2009 hat der Kläger seine Klage auf die Feststel­

lung der Voraussetzungen des § 60 Abs. 7 AufenthG beschränkt und sie im Übrigen zurück¬ 

genommen. Der zurückgenommene Teil der Klage wurde abgetrennt und das Verfahren mit 

Beschluss vom 19.06.2009 unter dem Aktenzeichen: 5 K 798/09.DA.A (3) eingestellt. 

Im Übrigen beantragt der Kläger zuletzt, 

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge vom 08.01.2008 zu verpfl ichten, für den Kläger das Vorl iegen 
der Voraussetzungen des § 60 Abs. 7 AufenthG festzustel len. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Zur Begründung bezieht sie sich auf die Ausführungen ihres angefochtenen Bescheids. 

Mit Beschlüssen vom 30.06.2009 und 07.07.2009 hat das Gericht Beweis zu folgenden Fra¬ 

gen erhoben: 

a) Ist es im Iran möglich, sich Tätowierungen aufbringen zu lassen? 
b) Welchen Verbrei tungsgrad haben Tätowierungen im städtischen und länd¬ 

lichen Bereich Irans? 
c) Lässt sich aus dem Vorhandensein einer Tätowierung etwas über die so­

ziale Herkunft der Person sagen? 
d) Erwecken Tätowierungen, soweit sie sichtbar s ind, bei den iranischen Si¬ 

cherheitskräften, den Grenzbeamten, der Polizei, aber vor allem den Bas-
sidj und Pasdaran, Argwohn und bieten sie ggf. Anlass zum Einschreiten 
gegen den Träger der Tätowierung? 

e) Falls Frage d) bejaht wi rd : Mit welchen Reaktionen ist voraussichtl ich zu 
rechnen? 
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kommt, der Träger sei dem christlichen Glauben näher getreten? Welche 
Reaktionen der Sicherheitsbehörden sind in diesem Falle zu erwarten? 

g) Für den Fall, dass iranische Stellen in der Tätowierung des Klägers einen 
Beleg für einen Glaubensabfall vom Islam sehen: Hätte der Kläger im Iran 
trotz der Tätowierung eine realistische Möglichkeit, einen Glaubensabfall 
zu widerlegen und somit einer Ahndung zu entgehen? 

Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf die eingegangenen Gutachten der 

Schweizerischen Flüchtlingshilfe SFH, Bern, (Bl. 122 ff. d. A.) , des Auswärt igen Amtes, (Bl. 

131 f. d. A.) und des Uwe Brocks, Hamburg, (Bl. 158 ff. d. A.) , verwiesen. Wegen der weite¬ 

ren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Gerichtsakte, auf die 

Gerichtsakten mit den Aktenzeichen 5 L 1548/09.DA.A (3), 5 K 798/09.DA.A (3) und 5 E 

1141/03.A (4), auf die vorgelegten Behördenakten der Beklagten sowie auf die „Erkenntnis­

liste Iran" des erkennenden Gerichts, die den Beteiligten übermittelt wurde, Bezug genom­

men. 

Entscheidungsgründe 

Die Klage ist zulässig, jedoch unbegründet, denn der angefochtene Bescheid ist rechtmäßig 

und verletzt daher den Kläger nicht in seinen Rechten (§113 Abs . 5 VwGO) . Dem Kläger 

steht der geltend gemachte Anspruch nicht zu . 

Ein weiteres Verfahren hinsichtlich der Zuerkennung eines Abschiebungsverbotes ist nur 

durchzuführen, wenn die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 bis 3 VwVfG vor l iegen. Das ist 

der Fall, wenn sich die der Ablehnung des ersten Antrages zugrunde liegende Sach- oder 

Rechtslage nachträglich zugunsten des Betroffenen geändert hat (§ 51 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG), 

neue Beweismittel vorl iegen, die eine dem Betroffenen günstigere Entscheidung herbeifüh¬ 

ren würden (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 VwVfG) oder wenn Wiederaufnahmegründe entsprechend 

§ 580 ZPO vorl iegen (§ 51 Abs. 1 Nr. 3 VwVfG). Der Antrag ist nur zulässig, wenn der Be¬ 

troffene ohne grobes Verschulden außerstande war, den Grund für das Wiederaufgreifen in 

dem früheren Verfahren, insbesondere durch Rechtsbehelf, gel tend zu machen (§ 51 Abs. 2 

VwVfG) und er den Antrag binnen drei Monaten ab dem Tag der Kenntniserlangung der 

Gründe des Wiederaufgreifens gestellt hat (§ 51 Abs. 3 VwVfG) . 

Von letzterem kann nicht ausgegangen werden, denn allein zwischen Klageerhebung und 

erstmaliger Geltendmachung der Körpertätowierungen liegen nahezu 1 1/2Jahre. Überdies 

hat der Kläger die Tattoos allein als innerfamiliären Konfliktstoff dargestellt, ohne die mögli¬ 

che verfolgungsrelevante Tragweite zu erkennen. Die Dreimonatsfrist ist daher deutlich ü¬ 

berschritten. 

Gleichwohl ist die Klage deswegen noch nicht unbegründet, denn nach der Rechtsprechung 

des BVerwG hat das Bundesamt bei Nichteinhaltung der Dreimonatsfrist gemäß § 51 Abs. 5 
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VwVfG i. V. mit §§ 48, 49 VwVfG nach pfl ichtgemäßem Ermessen zu entscheiden, ob die 

bestandskräftige frühere Entscheidung zu § 53 AusIG zurückgenommen oder widerrufen 

wi rd . Insoweit besteht ein Anspruch auf fehlerfreie Ermessensentscheidung. Dem steht nicht 

entgegen, dass § 71 Abs. 1 und 3 AsylVfG für Asylfolgeanträge die Möglichkeit einer derarti¬ 

gen Ermessensentscheidung ausschließt; diese Regelungen sind weder unmittelbar noch 

entsprechend auf erneute Anträge zu § 53 AusIG anzuwenden (BVerwG, Urt. v. 20.10.2004 

- 1 C 15.03 - NVwZ 2005, 462 [463]; BVerwG, Urt. v. 21.03.2000 - 9 C 41.99 - BVerwGE 

111,77 [82]). 

Eine abschließende gerichtl iche Entscheidung zugunsten des Ausländers ist dann geboten, 

wenn ein Festhalten an der bestandskräft igen negativen Entscheidung zu § 53 AusIG zu ei¬ 

nem schlechthin unerträglichen Ergebnis führen würde und das Ermessen der Behörde des¬ 

halb auf Null reduziert ist. Dies kommt in Betracht, wenn der Ausländer bei einer Abschie¬ 

bung einer extremen individuellen Gefahrensi tuat ion - der Schwere nach vergleichbar einer 

extremen allgemeinen Gefahrensituation im Sinne der Rechtsprechung zu § 53 Abs. 6 

Satz 1 AusIG - ausgesetzt würde und das Absehen von einer Abschiebung daher verfas¬ 

sungsrechtlich zwingend geboten ist (BVerwG, Urt. v. 17.10.1995 - 9 C 9.95 - BVerwGE 99, 

324 [328]; Urt. v. 0 7 . 0 9 . 1 9 9 9 - 1 C 6.99 - Buchholz 402.240 § 53 AusIG Nr. 20; jeweils 

m. w. N.). Von einer solchen Ermessensreduzierung kann grundsätzlich nur bei einer Ge¬ 

fährdung mit dieser besonderen Intensität ausgegangen werden (BVerwG, Urt. v. 20.10.2004 

- 1 C 15.03 - NVwZ 2005, 462 [463]). 

Auch wenn es an einer behördlichen Ermessensentscheidung fehlt, etwa weil der Wieder-

aufgreifensgrund - wie im Falle des Klägers - erst im gerichtl ichen Verfahren vorgebracht 

wurde, ist das Gericht gehalten, die Sache nach Möglichkeit spruchreif zu machen und ab¬ 

schließend zu entscheiden (§113 Abs. 5 Satz 1, § 86 Abs. 1 V w G O , § 77 Abs. 1 Satz 1 

AsylVfG; vg l . Urt. v. 10.02.1998 - 9 C 28.97 -, NVwZ 1998, 861 ff.). Es darf das Bundesamt 

nicht verpfl ichten, ein neues Wiederaufgreifensverfahren durchzuführen, sondern muss ent¬ 

scheiden, ob der Wiederaufgrei fensantrag in der Sache begründet ist. Eine solche abschlie¬ 

ßende gerichtliche Entscheidung kommt in Betracht, wenn dem Bundesamt im Einzelfall hin¬ 

sichtlich der Änderung der bestandskräft igen negativen Feststellung zu § 53 Abs . 6 Satz 1 

AusIG kein Ermessensspielraum eröffnet ist (BVerwG, Urt. v. 2 0 . 1 0 . 2 0 0 4 - 1 C 1 5 . 0 3 -

NVwZ 2005, 462 [463]). 

An diesen Anforderungen gemessen kann die Klage keinen Erfolg haben. Bereits die Tatbe¬ 

standsmerkmale der hier allein in Betracht kommenden Anspruchsvariante des § 60 Abs. 7 

Satz 1 AufenthG - der Nachfolgevorschrift des § 53 Abs. 6 Satz 1 AusIG - liegen nach der 

durchgeführten Beweisaufnahme zur Überzeugung des Gerichts nicht vor. 
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Nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG soll von der Abschiebung eines Ausländers in einen an­

deren Staat abgesehen werden , wenn dort für diesen Ausländer eine erhebliche konkrete 

Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht. Die Vermutung des Gerichts, die vom Kläger 

verwendeten Tätowierungen könnten ihn im Iran allein schon wegen ihrer Existenz in eine 

erhebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit bringen, weil sie als unumstößlicher 

Beleg für eine Konversion zum Christentum zu sehen seien, hat sich nach Durchführung der 

Beweisaufnahme nicht erhärtet. Alle Auskunft gebenden Stellen verlangen - ähnlich wie 

beim Tragen christlicher Symbole oder dem Bekanntwerden eines im Ausland erfolgten 

Glaubensübertritts - zusätzliche Umstände, die über die reine Symbolik hinaus den Trager 

der Tätowierungen als ernsthaften Konvertiten ausweisen. Mit den Tattoos allein würden 

noch keine religiösen Inhalte und Bekenntnisse transportiert. 

Die Auskünfte fügen sich in die dem Gericht bekannte Erkenntnislage ein, wonach ein in 

Deutschland erfolgter Glaubensübertr i t t , selbst wenn er iranischen Stellen bekannt wi rd, al¬ 

lem nicht verfolgungsbegründend ist (ähnlich Hess. V G H , Beschl. v. 26.06.2007 - 8 UZ 

1463/06.A- ; Urt. v. 03.12.2002 - 11 UE3178/99.A; Beschl. v. 01.09 2 0 0 4 - 11 UZ 

727/04 A). Denn die Konversion eines Moslems zum Christentum stellt nach den Maßstäben 

der islamischen Religion einen absoluten Tabubruch dar, der jenseits des Vorstel lbaren liegt. 

Es wird daher zunächst davon ausgegangen, dass der Konvertierte es mit dem Übertritt nicht 

ernst gemeint habe. Ihm wird eine „Zuwartefrist" eingeräumt, in der beobachtet wi rd, ob der 

Übertritt nicht allein „europaischen Zwecken und Zielen" (gemeint ist. zur Forderung des A¬ 

sylverfahrens) dienen sollte (Auskunft des Deutschen Orient-Instituts vom 26.02.1999 [Dok. 

12/99]). 

Eine Verfolgungsgefahr kann nur dann in Erwägung gezogen werden , wenn plausibel darge¬ 

tan werden wurde, dass hinter einem Glaubensübertritt seriöse Motive stehen und der Glau¬ 

benswechsel auf einer ernsthaften aufrichtigen inneren Überzeugung beruht und deshalb 

auch bei einer Rückkehr in den Iran eine Beibehaltung des neu gefundenen Glaubens zu 

erwarten ist (ähnlich Hess. V G H , Beschl. v. 26.06.2007 - 8 UZ 1463 /06 .A- ; Urt. v. 03.12. 

2002 - 11 UE 3178/99.A; OVG Saarland, Urt. v. 26.06.2007 - 1 A 222/07 -, InfAusIR 2008, 

183(190]). 

Davon kann im Falle des Klägers keine Rede sein. Sein religiöses Engagement geht über 

ein bloßes Interesse an religiösen Glaubensinhalten und an der zeitweisen Tei lnahme an kir¬ 

chengemeindlichen Veranstal tungen oder an glaubensübergreifenden Foren zum Thema 

Christentum - Islam nicht hinaus. Umstände, die die Annahme gebieten, der Kläger werde 

bei einer Rückkehr in den Iran christliche Glaubensinhalte nach außen propagieren, s i n d ¬ 

insbesondere mit Blick auf die zu erwartenden lebensbedrohenden Konsequenzen - nicht 

ersichtlich und dürften gegenwärt ig auch fern liegen. Dazu müsste die religiöse Prägung des 

Klägers deutlich voranschreiten - und zwar nicht nur in Bezug auf Äußerl ichkeiten wie einer 
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Taufe, sondern vor allem bezüglich seiner inneren Überzeugung. Die Einvernahme des vom 

Kläger benannten Zeugen hat keine Anhaltspunkte ergeben, dass ein solcher Schritt unmit¬ 

telbar bevorstünde. 

Soweit die Tätowierungen als wi l lkommener Vorwand für Kontrollen auf unerwünschtes Ver¬ 

halten zu werten s ind, bewegen sich die zu erwartenden Konsequenzen nach den insoweit 

übereinst immenden Äußerungen aller Auskunftsstellen ebenfalls im Bereich der Spekulat ion. 

Die Schweizerische Flüchtlingshilfe hält Misshandlungen und Haft für einige Tage für mög¬ 

lich, macht dies aber vom Gesamtverhalten der Person abhängig. Das Auswärt ige Amt sieht 

auffällige Tätowierungen bei Kontrollen als nachteilig an. Nach den Ausführungen des Gut¬ 

achters Brocks seien Tattoos kein akzeptierter „kultureller Ausdruckstandard" der iranischen 

Gesellschaft. Sie hätten einen grundsätzl ich negativen Stellenwert. In Städten unter jungen 

Leuten seien sie jedoch zunehmend populär, um ein eigenes westl ich bestimmtes in Opposi¬ 

tion zu den herrschenden Verhaltenscodizes stehendes privates Leben auszudrücken. Sie 

seien Ausdruck eines Sichherausnehmens von Freiheiten in der privaten Lebensführung ge¬ 

gen die herrschenden Anforderungen. Tätowierungen werde seitens des Staates kritisch und 

misstrauisch begegnet. Welche weiteren Reaktionen erfolgten, sei nur schwer vorauszusa¬ 

gen. Das eintätowierte Kreuz könne Anlass sein, die Person „von Grund auf zu durchleuch¬ 

ten" . Die Person mache sich vielfach verdächt ig. Gefahren für Leib und Leben seien mögl ich, 

ebenso Verhaftungen und unangemessene Behandlung bis hin zur Folter. Genaueres lasse 

sich jedoch nicht sagen. 

Nach allen Auskünf ten, die das Gericht für plausibel hält und denen es sich daher anzu¬ 

schließen vermag, kann von einer konkreten erheblichen Gefahr des Klägers für Leib, Leben 

oder Freiheit derzeit nicht gesprochen werden. Das Gericht geht wie die Auskunft gebenden 

Stellen davon aus, dass das Bekanntwerden der Tattoos zunächst allein Nachfragen und 

Untersuchungen bei den Sicherheitskräften auslösen kann, für sich allein jedoch noch keine 

unmittelbare und erhebliche Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit begründet 

Liegen schon die tatbestandl ichen Voraussetzungen des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG nicht 

vor, fehlt es an der vom BVerwG für eine Ermessensreduzierung auf Null geforderten be¬ 

sonderen Intensität der Gefährdung (BVerwG, Urt. v. 20.10.2004 -1 C 15.03 - NVwZ 2005, 

462 [463]). Angesichts dessen besteht kein Anspruch, die Beklagte zu einer Abänderung der 

Feststellung zu § 53 AusIG zu verpf l ichten. 

Die Klage ist mit der Kostenfolge aus § 154 Abs. 1 VwGO, 83 b AsylVfG abzuweisen. Die 

Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus §§ 167 V w G O i. V. mit §§ 708 

Nr. 1 1 , 711 ZPO. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil kann innerhalb eines Monats nach Zustel lung die Zulassung der Beru¬ 
fung beantragt werden. Über die Zulassung der Berufung entscheidet der Hessische Verwal¬ 
tungsgerichtshof. 

Vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Beteiligte durch einen Rechts¬ 
anwalt oder Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmen¬ 
gesetzes mit Befähigung zum Richteramt als Bevollmächtigten vertreten lassen. Dies gilt 
auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren eingeleitet wird . 

Behörden und jur ist ische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch ei¬ 
gene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung 
zum Richteramt anderer Behörden oder jurist ischer Personen des öffentlichen Rechts ein¬ 
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen¬ 
schlüsse vertreten lassen. Einer Person mit Befähigung zum Richteramt steht gleich, wer in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet ein rechtswissenschaft l iches Stu¬ 
dium als Diplom-Jurist an einer Universität oder wissenschaft l ichen Hochschule abgeschlos¬ 
sen hat und nach dem 3. Oktober 1990 im höheren Verwaltungsdienst beschäftigt wurde. 

Ein nach den vorstehenden Vorschriften Vertretungsberechtigter kann sich selbst vertreten. 

Richter dürfen nicht als Bevollmächtigte vor dem Gericht auftreten, dem sie angehören. Eh¬ 
renamtliche Richter dürfen, außer wenn sie Beschäftigte eines Beteiligten oder eines mit ihm 
verbundenen Unternehmens (§15 des Aktiengesetzes) sind oder wenn sie eine Behörde 
nach Maßgabe des dritten Absatzes vertreten, nicht vor einem Spruchkörper auftreten, dem 
sie angehören. 

Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn 

1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 
2. das Urteil von einer Entscheidung des Hessischen Verwaltungsgerichts¬ 

hofs, des Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der o¬ 
bersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 
abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

3. ein in § 138 der Verwaltungsgerichtsordnung bezeichneter Verfahrens¬ 

mangel geltend gemacht wird und vorliegt. 

Der Antrag ist schriftlich zu stel len. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem An¬ 
trag sind die Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, darzulegen. 

Der Antrag ist bei dem 

Verwaltungsgericht Darmstadt 
Julius-Reiber-Straße 37 

64293 Darmstadt 
(Postanschrift: Postfach 11 14 50, 64229 Darmstadt) 

zu stellen. Rechtsmittel können auch auf elektronischem Wege eingelegt werden , wenn sie 

mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen sind. Die Erhebung eines Rechts-
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Dr. Rumpf 

mittels über eine gewöhnl iche E-Mail ist nicht zulässig. Zu den Einzelheiten vgl . die Hinweise 
auf der Internet-Homepage unter www.vg-darmstadt. just iz.hessen.de. 

http://www.vg-darmstadt.justiz.hessen.de

